
752 Gesetzblatt Teil I Nr. 57 — Ausgabetagt 17. Oktober 1959

§ 3
Verpflichtung des Richters

Die Richter der Kreis- und Bezirksgerichte geben un­
mittelbar nach ihrer Wahl gegenüber der Volksvertre­
tung folgende Verpflichtung ab:

„Ich verpflichte mich, als Richter der Deutschen 
Demokratischen Republik meine Tätigkeit entspre­
chend den Grundsätzen der Verfassung auszuüben, 
stets für die unbedingte Einhaltung der sozialistischen 
Gesetzlichkeit einzutreten und mich jederzeit vor­
behaltlos für den Sieg des Sozialismus in der Deut­
schen Demokratischen Republik, für die ständige 
weitere Festigung des Arbeiter-und-Bauern-Staates, 
für die demokratische Wiedervereinigung Deutsch­
lands und für den Frieden einzusetzen.“

§ 4
Zusammenarbeit des Richters 

mit den örtlichen Organen der Staatsmacht

(1) Die Richter der Kreis- und Bezirksgerichte sind 
verpflichtet, vor den Volksvertretungen, durch die sie 
gewählt wurden, über ihre Tätigkeit Rechenschaft zu 
legen.

(2) Die Richter der Kreis- und Bezirksgerichte haben
mit den örtlichen Organen der Staatsmacht, vor allem 
mit den Volksvertretungen, durch die sie gewählt wur­
den, ständig eng zusammenzuarbeiten. Sie haben bei 
ihrer Tätigkeit die örtlichen Verhältnisse sowie die in 
den Beschlüssen der örtlichen Organe der Staatsmacht 
enthaltenen Aufgaben zu beachten und aktiv zur Lö­
sung dieser Aufgaben beizutragen, insbesondere durch 
Hinweise auf die Entwicklung der Kriminalität oder 
auf andere Erscheinungen, die durch Analyse der 
Rechtsprechung und der politischen Arbeit unter den 
Werktätigen festgestellt werden. Die örtlichen Organe 
der Staatsmacht haben in ihrem Zuständigkeitsbereich 
die Richter in ihrer Tätigkeit bei der Einhaltung und 
Festigung der sozialistischen Gesetzlichkeit und Ge­
währleistung der Rechte der Bürger zu unterstützen.

§ 5
Politische Arbeit des Richters 

unter den Werktätigen

In der Tätigkeit der Richter der Arbeiter-und- 
Bauern-Macht bilden die Rechtsprechung und die poli­
tische Arbeit unter den Werktätigen eine feste Einheit. 
Die Richter sind verpflichtet, durch regelmäßige Auf­
klärung über den sozialistischen Staat und sein Recht, 
insbesondere durch Erläuterung der Gesetze und durch 
Auswertung geeigneter Verfahren, die Bevölkerung zur 
Einhaltung der sozialistischen Gesetze und zur aktiven 
Mitwirkung bei ihrer Durchsetzung zu erziehen.

§ 6
Beziehungen des Ministeriums der Justiz 

zu den Gerichten
(1) Die Kreis- und Bezirksgerichte werden in ihrer 

Tätigkeit durch das Ministerium der Justiz angeleitet 
und kontrolliert.

(2) Die Anleitung und Kontrolle haben die Erfüllung 
der Aufgaben der Rechtsprechung und der politischen 
Arbeit unter den Werktätigen zu gewährleisten. Sie 
haben sich auch auf die Zusammenarbeit zwischen dem 
Gericht und den örtlichen Organen der Staatsmacht zu 
erstrecken und sicherzustellen, daß das Gericht durch

seine Tätigkeit mithilft, die sich aus den Beschlüssen 
der örtlichen Volksvertretungen und ihrer Räte er­
gebenden Aufgaben zu lösen.

§ 7
Abberufung eines Richters

, (1) Der Richter eines Kreis- oder Bezirksgerichts 
kann vor Ablauf seiner Wahlperiode von der Volks­
vertretung, die ihn gewählt hat, im Einvernehmen mit 
dem Minister der Justiz abberufen werden.

(2) Die Abberufung eines Richters ist zulässig, wenn
a) er gegen die Verfassung oder andere Gesetze ver­

stoßen oder sonst seine Pflichten als Richter gröb­
lich verletzt hat;

b) er rechtskräftig zu einer gerichtlichen Strafe ver­
urteilt worden ist;

c) Tatsachen über sein Verhalten vor der Wahl be­
kannt werden, die bei Würdigung aller Umstände 
einer weiteren Ausübung seiner Tätigkeit ent­
gegenstehen.

(3) Ein Richter kann ferner abberufen werden, wenn 
er körperlich oder geistig zur Ausübung seines Amtes 
nicht mehr fähig ist.

(4) Vor der Entscheidung über die Abberufung eines 
Richters hat die Volksvertretung seine Stellungnahme 
einzuholen.

§ 8
Ergänzungswahl

(1) Scheidet ein Richter eines Kreis- oder Bezirks­
gerichts vor Ablauf der Zeit, für die er gewählt wurde, 
aus seinem Amt aus, dann ist für den Rest der Wahl­
periode ein neuer Richter zu wählen.

(2) Von einer Ergänzungswahl kann abgesehen wer­
den, wenn die Zeit bis zum Beginn der neuen Wahl­
periode nicht mehr als 6 Monate beträgt. In diesem 
Falle kann der Minister der Justiz für den Rest der 
Wahlperiode auch einen Praktikanten mit der Aus­
übung der Richterfunktion beauftragen. Die zuständige 
Volksvertretung ist darüber zu unterrichten.

§ 9 
Nachwahl

(1) Ergibt sich auf Grund von Veränderungen in der 
territorialen Gliederung oder aus anderen Gründen die 
Notwendigkeit der Nachwahl eines Richters für das 
Kreis- bzw. Bezirksgericht, dann reicht der Minister der 
Justiz einen entsprechenden Kandidatenvorschlag der 
zuständigen Volksvertretung ein.

(2) § 8 Abs. 2 gilt entsprechend.

§ 10
Zentraler Wahlausschuß und Wahlkommissionen

Zur Vorbereitung und •Durchführung der Wahl der 
Richter werden gebildet:

a) der zentrale Wahlausschuß,
b) Wahlkommissäonen in den Bezirken,
c) Wahlkommissionen in den Landkreisen, Stadtkrei­

sen und Stadtbezirken.

§ 11 
Wahltermin

Der Ministerrat legt den Termin fest, an dem die 
Wahl der Richter der Kreis- und Bezirksgerichte er­
folgen soll.


